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Bei den nächsten Reformschritten
im Gesundheitswesen muss die neue
Bundesregierung mit einer politi-
schen Kraft rechnen, die bereits in
der vorigen Legislaturperiode viel
bewegt hat. Mit dem „Bündnis Ge-
sundheit 2000“ nämlich,das die rund
4,2 Millionen direkt und indirekt im
Gesundheitswesen Beschäftigten re-
präsentiert.Diesem Bündnis ist es in
den vergangenen Jahren immerhin
bereits gelungen, den Zusammen-
hang zwischen der Budgetierungs-
Politik und der Rationierung von Ge-
sundheitsleistungen fest im Bewusst-
sein der Bevölkerung zu verankern.

Eine solche Aufklärung der Be-
völkerung über die gravierenden Fol-
gen verfehlter Gesundheitspolitik
war und ist dringend erforderlich.
Allzu lange haben die politisch Ver-
antwortlichen der Bevölkerung sug-
geriert, die Finanzierungsprobleme
der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung seien mit einer schlichten Re-
gression der Ausgaben zu lösen – oder
gar mit einer Kappung der Einkom-
men der Gesundheitsberufe.

Vielen Bürgerinnen und Bürgern
konnte verdeutlicht werden, dass 
Dauerbudgetierung,permanente Ar-
beitsüberlastung, Überreglementie-
rung und Listenmedizin Defizite sind,
die allein durch das Engagement der
Beschäftigten nicht mehr kompen-
siert werden können.

Neben der öffentlichkeitswirksa-
men Kritik an Missständen haben es
sich die im „Bündnis Gesundheit
2000“ vertretenen 38 Organisationen
auch zur Aufgabe gemacht, Lö-
sungswege für eine Weiterentwick-
lung unseres Gesundheitssystems auf-
zuzeigen 

Dies hat das Bündnis zuletzt im
September in einem Positionspapier
für ein patientengerechtes Gesund-
heitswesen getan. So tritt es dafür
ein, allen Patienten langfristig die
Teilhabe am Fortschritt im Gesund-
heitswesen zu sichern. Alle Patien-
ten sollen Anspruch auf eine indivi-
duelle und qualifizierte gesundheit-
liche Versorgung haben. Bei der Be-

treuung und Versorgung kranker
Menschen darf nicht im Vordergrund
stehen,was Leistungen im Einzelfall
kosten, meinen die Bündnispartner
übereinstimmend. Die Entschei-
dungsgrundlage muss vielmehr sein,
dass die Leistungen zur Gesundung
und Linderung beitragen.

Notwendige Voraussetzung, um
den wachsenden Bedarf an medizi-
nischen und pflegerischen Leistun-
gen decken zu können, ist eine sta-
bile Finanzierungsgrundlage. Scharf
zu kritisieren ist daher die fortge-
setzte Auszehrung der gesetzlichen
Krankenversicherung durch versi-
cherungsfremde Leistungen und der
politische Missbrauch zur Entlastung
anderer Sozialversicherungszweige.

Das Bündnis strebt an, die Pro-
bleme des Gesundheitswesens ein-
vernehmlich zu lösen – gemeinsam
mit Politik, Patienten und Kranken-
kassen. Doch ebenso klar ist: Wenn
die Durchökonomisierung des Ge-
sundheitswesens vor dem Hinter-
grund einer immer stärker um sich
greifenden Wettbewerbsdoktrin wei-
ter geht, wenn der Patient anonymi-
siert und seine Behandlung und Be-
treuung typisiert zu werden droht,
und wenn ein enormer Kosten- und
Konkurrenzdruck den Gesundheits-
berufen Zuwendung und Mensch-
lichkeit verbietet, wird das Bündnis
Widerstand leisten.

Dass das Gesundheitswesen mün-
dig geworden und zum Protest fähig
ist, hat es vor fast genau drei Jahren
mit einer großen Demonstration in
Berlin bewiesen.

Jede Regierung, die eine ehrliche
und offene Diskussion über eine pa-
tientengerechte Gesundheitsversor-
gung und ihre Finanzierung verwei-
gert, wird auch in den nächsten Jah-
ren mit einem solchen öffentlich-
keitswirksamen Widerspruch einer
starken Allianz rechnen müssen.
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